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Die Zustände im Kehrichtwesen um 1960
Bis Anfang der 60er-Jahre wurde in den Gemeinden 
der anfallende Kehricht in Kiesgruben und Talsenken 
entsorgt. So in der Gemeinde Krauchthal etwa im 
Banziloch, im Gläuwen und in der ehemaligen Rüsch-
boden-Kiesgrube. 
Die Deponie im Banziloch wurde auf den 1. Januar 
1967 geschlossen. Die Gläuwen-Deponie war noch 
bis in die 70er-Jahre unter Aufsicht des Gemeinde-
wegmeisters in Betrieb. Im Weiteren wurde auch il-
legal Kehricht im Halenwald, im Lindenfeld, im Banzi-
loch, auf der Rothenegg und beim Hübeli abgelagert. 
Die fehlbaren Landbesitzer mussten diese Deponien 
räumen.
Am 21. Dezember 1963 verabschiedete die Gemein-
deversammlung ein Kehrichtreglement, das nur auf 
den bestehenden Plätzen Kehricht zu deponieren er-
laubte. Im Artikel 1 steht u. a.:
«… Insbesondere darf auch kein Schutt und Kehricht 
durch auswärtige Firmen oder Organisationen auf an-
deren als den von der Gemeinde bewilligten Plätzen 
abgelagert werden.»
Auf den 1. Mai 1965 wurde eine freiwillige Kehricht-
abfuhr für Krauchthal und Hub eingeführt. Die Anstalt 
Thorberg  besorgte die Transporte.
Die Zeit der «Chachelihöllen» ging zu Ende.

Die Lutzeren-Grube
Eine grosse Kehrichtdeponie wurde auf der Lutzeren 
betrieben. Der ursprüngliche Graben war eigentlich 
für die Ablagerung von Aushubmaterial und Bau-
schutt geplant. Der Betreiber erlaubte aber von An-
fang an das Deponieren von Hauskehricht und ande-
ren Abfällen. Die Anwohner beschwerten sich wegen 
des ständigen Rauchs und üblen Geruchs,  unternom-
men wurde aber nichts dagegen. Krauchthal machte 
sich grosse Sorgen wegen der Verschmutzung des 
Krauchthalbaches, der Zufl uss aus dieser Richtung 
erhält. 

Am 5. August 1966 ging von der Gesundheitskommis-
sion Krauchthal ein Aufruf an die Bevölkerung betref-
fend Lutzerenbach.
«Somit erlassen wir heute erneut einen dringenden 
Aufruf, das Trinken von Bachwasser sowie das Baden 
im Krauchthalbach aus hygienischen Gründen zu un-
terlassen. Die Eltern werden dringend ersucht, dafür 
zu sorgen, dass Kinder nicht im erwähnten Bach spie-
len. Die Gefahr einer kurzfristigen Wasservergiftung 
durch die Deponie bleibt weiterhin bestehen.» 
Dem Bericht des Gewässerschutzlaboratoriums war 
zu entnehmen: 
«Schwerwiegend ist der Befund der toxikologischen 
Untersuchung, die stichprobeweise mit Fischen 
durchgeführt wurde. Während das Wasser an Stelle 1 
am 13. 5. und 28. 5. 1964 für die Fische vollkommen 
unschädlich war, ergab Stelle 2 folgende Ergebnisse:  
13. 5. 1964 Tod nach 2 h; 28. 5. 1964 Tod nach 24 h.
Am 28. 5. 1964 wurde zusätzlich eine Probe eines im 
ersten Kontrollschacht unterhalb der Deponie fl ies-
senden Rinnsals untersucht. In einer Verdünnung 1:3 
Teile Reinwasser waren die Fische nach ½ h tot.»
An den Verunreinigungen war nicht der Hauskehricht 
allein schuld, sondern es waren die Industrieabfälle, 
die da abgelagert worden waren. 

Die Zeit von 1964 bis 1973
Durch die wachsende Wegwerfmentalität der Wohl-
standsgesellschaft wurde die Kehrichtmenge von 
Jahr zu Jahr grösser, so dass in einigen Gemeinden 
der nötige Deponieplatz ausging. Auch die Stadt Bern 
hatte Mühe, ihren Kehricht zu beseitigen, da die Ver-
brennungsanlage voll ausgelastet war. So waren die 
Gemeinden im Worblental und Umgebung gezwun-
gen, nach einer Kehrichtdeponie Ausschau zu halten. 
Am 27. März 1963 wurde eine Gründungs- und Abge-
ordnetenversammlung  für einen «Gemeindeverband 
Kehrichtverwertung Worblental» (Kehrichtverwer-
tung Worblental und Umgebung, fortan KEWU ge-
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nannt) einberufen. Vorsitzender war Jakob Wymann, 
Ostermundigen, Sektionschef im VBS.
Die Gemeinden Bolligen, Ittigen, Münchenbuchsee, 
Muri, Ostermundigen, Stettlen, Urtenen, Vechigen, 
Worb und Zollikofen gehörten dem Verband an. Die 
Gemeindevertreter erhielten den Auftrag, nach ge-
eigneten Standorten für die Kehrichtverwertung in 
ihren Gemeinden zu suchen. Leider war diese Suche 
ergebnislos. Wohl wäre zum Beispiel ein Standort in 
der Nähe der Kartonfabrik Deisswil möglich gewesen, 
doch man fürchtete den Widerstand aus dem nahen 
Überbauungsgebiet  und zudem fehlte hier der nötige 
Deponieplatz.
Mitte Juni 1963 wurde den Gemeinden Bolligen, Os-
termundigen und Zollikofen eröffnet, dass für sie eine 
Kehrichtablagerung ab Herbst 1963 auf der Lutzeren 
nicht mehr möglich sei.
Der Gemeindeverband brauchte nun dringend einen 
Deponieplatz! 
Dieser schien sich im Laufengraben anzubieten. 
Er lag nicht im Grundwassergebiet und nicht in der 
Nähe von Siedlungen. Mit Vertretern des Kreisforst-
amtes und dem Büro für Wassernutzung und Abwas-
serreinigung wurde das in Betracht fallende Gebiet 

besichtigt und festgestellt, dass dieses sich als Depo-
nieplatz sehr gut eignen würde. 
Am 6. August 1963 fanden die ersten Kontakte mit 
den Landbesitzern statt.
Es waren dies Willi Lanz, hinterer Laufengraben, Ernst 
Aegerter, Birchihübeli, Geristein, Karl Zaugg, Hub, 
und Herr und Frau Blatter, untere Rothenegg.
Wider Erwarten erklärten sich diese bereit, die in Fra-
ge kommenden Parzellen zu verkaufen. Herr und Frau 
Blatter boten sogar das ganze Heimwesen auf der 
Rothenegg zum Kaufe an, da es im steilen Gelände 
mühsam zu bewirtschaften war. 
Über die Frage des Standortes und den in Aussicht 
stehenden Deponieplatz wurde Stillschweigen ver-
einbart. Damit sollte vermieden werden, dass Spe-
kulanten vorzeitig vom Vorhaben Kenntnis erhielten 
und sich mit den Landbesitzern in Verbindung setzen 
konnten. Wohl fürchtete man auch die frühzeitigen 
Reaktionen der näheren Umgebung!
Dieses Stillschweigen wurde leider nicht eingehal-
ten. Die verkaufswilligen Landbesitzer wurden von 
Krauchthal einzeln «bearbeitet» und man versprach 
ihnen, besser zahlende Käufer ausfi ndig zu machen. 
Die Landbesitzer gingen auf diese Ansinnen nicht ein.

Die neu erstellte Verbrennungsanlage 1972. Im Hintergrund der Brünnliacher.
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In der Tageszeitung «Der Bund» vom 11. September 
1963 erschien ein Artikel, dem zu entnehmen war, 
dass die Bevölkerung von Krauchthal über das Vor-
haben im Laufengraben empört und beunruhigt sei.
Am 14. September fand eine Besprechung mit Vertre-
tern der Gemeinde Krauchthal und der KEWU statt. 
Gemeinderatspräsident Richard berichtete von den 
schweren Bedenken der Bevölkerung gegen eine 
Kehrichtdeponie  im Laufengraben. Die Bevölkerung 
umzustimmen werde nicht leichtfallen, denn diese sei 
wegen der misslichen Verhältnisse bei der Deponie 
Lutzeren sehr aufgebracht. 
Dr. Egli, Gemeinderatspräsident, bemerkte, dass die 
ungeklärten und nicht abgeleiteten Abwässer aus der 
Deponie Lutzeren eine stete Gefahr für das Grund-
wassergebiet von Krauchthal darstellten.
Der Gemeinde Krauchthal müsse daher alle Gewähr 
geboten werden, dass sich Missstände wie auf der 
Lutzeren nicht wiederholten, denn Krauchthal plane 
die Erstellung einer Grundwasserfassung. 
In der Antwort wurde darauf hingewiesen, dass die 
Garantien und die Zusicherung anlässlich des Bewil-
ligungsverfahrens festgelegt würden. Die Deponie im 
Laufengraben werde vom Gemeindeverband KEWU 
und nicht von Privaten geplant. Der Verband tue alles, 
um das Leben von Mensch und Tier in jeder Hinsicht 
nicht zu gefährden. 
Am 13. November 1963 wurde von der Gemeinde 
Krauchthal ein Schreiben mit folgendem Inhalt an die 
KEWU gesandt: 
«An der letzten Gemeindeversammlung wurde an 
den Gemeinderat die Anfrage gestellt, welche Vor-
kehren der Gemeinderat getroffen habe, um die Ge-
fährdung unseres Grundwassers durch die im Gebiete 
Laufen–Rothenegg geplante Kehrichtablagerung zu 
vermeiden.
Um anlässlich der nächsten Gemeindeversammlung 
vom 21. Dezember, an welcher dieses Problem be-
stimmt aufgegriffen wird, entsprechend Auskunft ge-
ben zu können, ersuchen wir um einen schriftlichen, 
verbindlichen Bericht bis 10. Dezember 1963 über 
folgende Punkte:
1. Welche Vorkehren werden getroffen zum Schutze 

des Gewässers und des Grundwassers?
2. Bei den Probebohrungen der Wasserversorgung 

Bolligen in Hub wurde festgestellt, dass unser 

Grundwasser einwandfrei ist. Sind Sie bereit, die 
nötige Haftung zu leisten für eine mögliche Verun-
reinigung?

3. Für die Wasserversorgung Hub und Krauchthal 
muss unsere Gemeinde in den nächsten Jahren 
voraussichtlich Grundwasser pumpen. Sind Sie be-
reit, die Mehrkosten zu übernehmen, falls unsere 
Gemeinde wegen der Verschmutzung des Grund-
wassers von auswärts Wasser beziehen muss?

4. Eine starke Plage für die umliegende Bevölkerung 
entsteht auf der Lutzeren wegen dem ständigen 
Verbrennen von Abfällen. Sind Sie bereit, die ver-
bindliche Erklärung abzugeben, dass in der Abla-
gerung Laufen keine Abfälle verbrannt werden?

5. Der Gemeindeweg von der Staatsstrasse in Hub 
bis zur Kehrichtablagerung genügt dem zu erwar-
tenden Verkehr in keiner Weise. Was gedenken Sie 
zum Ausbau dieses Weges zu tun?

 Welche Wegstrecken übernehmen Sie zum Bau 
und Unterhalt?

 Auf welchen Termin käme ein eventueller Ausbau 
in Frage?

6. Sind Sie bereit, für den Bezirk Hub die Gratisabla-
gerung von Kehricht zu gestatten auf unbefristete 
Zeit?

7. Über den bestehenden Gemeindeweg nach Ro-
thenegg ist bisher die Liegenschaft Mühleweidli 
angeschlossen. Sind Sie bereit, für diese Liegen-
schaft über den von Ihnen zu erstellenden Weg 
ein genügendes Zufahrtsrecht unbeschränkt und 
kostenlos einzuräumen?

8. Wird für den Kaufpreis der benötigten Grundstü-
cke die volle Gemeinde-Vermögensgewinnsteuer 
bezahlt oder ist vorgesehen, nach Art 80 StG. eine 
Befreiung zu erlangen?

9. Für die Lutzeren wird viel Material auf offenen Wa-
gen abgeführt und auf die Strasse und umliegen-
den Gebiete verstreut. Welche Vorkehren werden 
Sie treffen zu einer besseren Lösung?

Wie wir Ihnen bereits mitteilten, verstehen wir die 
Bestrebungen Ihres Verbandes für die Kehrichtver-
wertung gut, doch dürfen die für Ihre Verbandsge-
meinden sich ergebenden Vorteile nicht Nachteile 
oder Gefahren für unsere Gemeinde zur Folge haben. 
Wir setzen uns insbesondere dagegen zur Wehr, eine 
zweite ‹Lutzeren› zu schaffen.»
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Die Fragen wurden wie folgt beantwortet:
«Zu 1–3: Das Wasser des Laufenbaches wird durch 
die ganze Länge der Deponie gefasst und in grosska-
librigen Röhren abgeführt, ohne dass dieses Wasser 
mit der Deponie in Berührung kommt. Der Ingenieur 
wird prüfen, ob sich eine Sickerleitung entlang des 
Hauptkanals als notwendig erweist. Wir sind bereit, 
auch diese zu erstellen. Im Weiteren wird auf die Be-
dingungen des Büros für Wassernutzung und Abwas-
serreinigung hingewiesen.
Zu 4: Es ist nicht beabsichtigt, im Laufengraben Ab-
fälle zu verbrennen.
Zu 5: Was die bessere Erschliessung der Deponie an-
belangt, ist ein Ingenieur mit der Projektierung beauf-
tragt. Sobald diese abgeschlossen ist, werden wir uns 
mit der Behörde von Krauchthal in Verbindung setzen.
Zu 6: Hier ist darauf hinzuweisen, dass die Verbands-
gemeinden für den Erwerb der notwendigen Land-
stücke und für die Erschliessung des in Betracht fal-
lenden Gebietes ansehnliche Beiträge aufzubringen 
haben. Aus Gründen der Konsequenz  kann eine Gra-
tisablagerung von Kehricht für den Bezirk Hub daher 
nicht in Frage kommen.
Zu 7: Die bestehenden Wegrechte werden durch die 
Deponie nicht betroffen und die Zufahrten werden 
nicht schlechter, sondern besser.
Zu 8: Die Bezahlung der Liegenschaftsgewinnsteuer 
fällt nach Art. 80 automatisch ausser Betracht und 
in die Kaufverträge wird deshalb ein entsprechender 
Vermerk aufgenommen.
Zu 9: Die Zufuhr in das Deponiegebiet erfolgt in Ochs-
nerwagen.»

Am 27. April 1964 wurde im Amtsblatt des Kantons 
Bern, im Amtsanzeiger für die Landgemeinden des 
Amtsbezirkes Bern-Land und im Anzeiger für den 
Amtsbezirk Burgdorf folgende Bau- und Einrichtungs-
publikation veröffentlicht:
Gesuchsteller: Gemeindeverband Kehrichtverwer-
tung Worblental und Umgebung.
Bauvorhaben: Erstellen einer Kehrichtdepo-
nie im Gebiet Laufen/Rothenegg mit einem Fas-
sungsvermögen von 10710000 m3 in vier Etappen 
gemäss Plänen.
Einsprachefrist bis 8. Juni 1964.
Gegen dieses Projekt entstand nun in Krauchthal eine 

geschlossene Opposition der Bevölkerung. Innert 
der gesetzlichen Frist wurden 99 Einsprachen einge-
reicht, unter anderem vom Natur- und Heimatschutz, 
vom Fischerklub und von den Berner Wanderwegen. 
Im Hinblick auf die schlimmen Erfahrungen mit der 
Lutzerengrube und deren Gefahr für das Grundwasser 
war diese Opposition verständlich.

Am 14. Mai 1964 wurde eine öffentliche Versamm-
lung in Krauchthal organisiert, an der die KEWU-Ver-
treter zum publizierten Baugesuch Stellung nahmen 
und das weitere Vorgehen erläuterten. 
Mobilisiert wurden die politischen Parteien, das neu 
gebildete Aktionskomitee, der Regierungsstatthalter 
von Burgdorf, die Grossräte des Amtsbezirks Burg-
dorf sowie Natur- und Heimatschutz. 
Für die KEWU war die Errichtung einer Deponie vor-
dringlich, weil befürchtet wurde, dass über kurz oder 
lang auf der Lutzeren kein Kehricht mehr abgelagert 
werden könne. 

Man betonte auch, die Behörden von Krauchthal nicht 
im Ungewissen gelassen zu haben und dass diesen 
bekannt war, dass eine Kehrichtverwertungsan-
lage erstellt werden sollte. 
Ein grosser Teil der Anwesenden kam mit dem Vor-
satz zu dieser Veranstaltung, das Unternehmen zum 
Scheitern zu bringen. Aussage eines Teilnehmers: 
«Sie wählen den Weg des geringsten Widerstandes 
und wir sind die Betrogenen. Es ist denkbar billig und 
sehr rücksichtslos, wenn der Kehricht von acht Ge-
meinden einfach über den Berg ins Einzugsgebiet von 
Krauchthal geworfen wird.» 

In den folgenden Diskussionen und Verhandlungen 
ging es nicht mehr nur um eine Deponie, sondern es 
wurde eine «Verwertungsanlage» ins Spiel gebracht.

Verwerten – verbrennen
Ein Gemeinderatsmitglied erklärte am Schluss der 
Versammlung, dass mit keinem Widerstand zu rech-
nen sei, wenn die KEWU eine Kehrichtverwertungs-
anlage erstelle, wie eine in Hinwil bestehe. Im ein-
gereichten Baugesuch sei aber nichts erwähnt vom 
Bau einer Kehrichtverwertungsanlage, daher könne 
Krauchthal dem Baugesuch nicht zustimmen. Es sollte 
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danach getrachtet werden, die Kehrichtverwertungs-
anlage rechtzeitig zu erstellen, damit eine Ablage-
rung von Rohkehricht in der Deponie Laufen nicht 
notwendig sei. Daher bitte er den KEWU-Verband, 
das eingereichte Baugesuch zurückzuziehen.

Der Gemeinderat von Krauchthal teilte der KEWU am 
22. Mai 1964 mit: 
«Wir haben von Ihrem Vorschlag, gemeinsame Ver-
handlungen betr. Kehrichtdeponie Laufen aufzuneh-
men, Kenntnis genommen. Sie möchten diese Ver-
handlungen bereits vor Ablauf der Einsprachefrist 
beginnen. Vor und insbesondere auch nach dem 
Vortragsabend vom 14. Mai 1964 wurde dem Ge-
meinderat vorgeworfen, dass er  für die Verhinderung 
der Kehrichtdeponie Laufen zu wenig unternommen 
hätte. Leider trugen die sehr unbestimmten und ganz 
unverbindlichen Antworten Ihres Präsidenten anläss-
lich des Vortragsabends nicht zur Beruhigung bei. Es 
ist vielmehr festzustellen, dass die Diskussionen um 

diese für unsere Gemeinde sehr wichtigen Fragen 
noch vermehrt anliefen.
Um die ohnehin sehr «giechtige» Angelegenheit nicht 
noch mehr zu komplizieren, sehen wir vorläufi g von 
der Aufnahme von Verhandlungen mit Ihrem Verband 
über irgendwelche Fragen ab. Erwünscht wäre unse-
rerseits in erster Linie ein Rückzug des Baugesuches.»

Die Antwort der KEWU lautete:
«Wir haben von Ihrem Schreiben vom 22. Mai 1964 
Kenntnis genommen, mit welchem Sie uns die Gründe 
bekannt geben, weshalb Sie die Aufnahme von Ver-
handlungen über den Beitritt zum Gemeindeverband 
KEWU ablehnen. Sie gehen sogar so weit, dass Sie 
vorläufi g mit uns Verhandlungen über irgendwelche 
Fragen nicht führen möchten. Wir haben nicht dar-
über zu befi nden, ob Sie mit dieser Haltung in Ihrem 
Interesse handeln, und möchten lediglich festhalten, 
dass wir unsere Verhandlungsbereitschaft erneut 
bekunden. Ihrem Wunsche um Rückzug des Bauge-

Die Schlackendeponie im Laufengraben 2005. Langsam wird der ehemalige Graben aufgefüllt. Foto Atelier Schöni
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suches für die Deponie können wir nicht entsprechen 
und sind jedenfalls nicht gewillt, uns einer uneinsich-
tigen, ablehnenden und wenig konstruktiven Kritik, 
welche sich in den Tageszeitungen breitmacht, zu 
beugen.»

Kompostieren – verbrennen – deponieren 
In den Tageszeitungen erschienen immer wieder Be-
richte über die geplante Deponie im Laufengraben 
und der Vorstand musste sich immer wieder gegen 
unrichtige Angaben wehren.
Auszug aus dem Pressebericht der KEWU:
«Die Behauptung, die KEWU beabsichtige im Lau-
fengraben eine ganz gewöhnliche und primitive 
Kehrichtablagerung, entspricht nicht den Tatsachen. 
Eine solche Behauptung muss als verantwortungs-
lose Irreführung der Öffentlichkeit zurückgewiesen 
werden. Der Verfasser des beanstandeten Artikels 
weiss über die wahren Absichten der KEWU genau 
Bescheid, um so bedauerlicher ist die Verdrehung der 
Tatsachen, denn Rohkehricht gelangt in der Deponie 
nicht zur Ablagerung. Nachdem der Gemeinderat von 
Krauchthal es ablehnte, weiterhin mit dem Vorstand 
der KEWU in Fühlungnahme zu bleiben, ist es ver-
ständlich, dass er über die von ihm in jeder Hinsicht 
getroffenen Massnahmen nicht mehr orientiert ist. 
Beabsichtigt ist die Erstellung einer kombi-
nierten Kompostierungs-Verbrennungs-An-
lage, die anfangs des Jahres 1967 den Betrieb auf-
nehmen soll. In dieser Anlage werden der Hausmüll 
und der Klärschlamm auf der Grundlage moderner 
wissenschaftlicher Erkenntnisse zu wertvollem Kom-
post-Humus verarbeitet und der landwirtschaftlichen 
Verwertung zugeführt. Anorganische Stoffe sind mit 
Hilfe der Verbrennung unschädlich zu machen. Trotz 
Kompostierung und Verbrennung bleiben 20–25% 
des Müllabfalls als Asche, Schlacke oder Siebrest zu-
rück. Diese Rückstände müssen irgendwo gefahrlos 
zur Ablagerung kommen.»

Am 26. Juni 1964 wurden eine Kostenberechnung 
und ein Finanzplan erstellt: 
Gesamtkosten:
1. Deponie Laufengraben, 

Landkäufe Fr.    597000.–
2. Abschlussmauer, Bacheindolung Fr.    242000.–

3. Kehrichtverwertungsanlage Fr. 8004000.–
Gesamtkosten Fr. 8842000.–
Abzüglich Subventionen Fr. 2400000.–
Die Totalaufwendungen 
belaufen sich auf Fr. 6443000.–

Am 4. Dezember 1964 lud Regierungsstatthalter 
Schenk zu einer Besprechung in Sachen Baubewilli-
gung ein.
Eingeladen waren Vertreter der Forstdirektion, 
der Baudirektion, des Regierungsstatthalteramts I 
Bern, des Gemeindeverbands KEWU, der Gemeinde 
Krauchthal und des Schwellenbezirks  Krauchthal. 
Es ging um die Wasserabfl ussmenge (Rohrdimensi-
onen), um die Waldrodung, das ungelöste Verkehrs-
problem, um die Kehrichtverwertungsanlage als sol-
che, die Stützmauer in der Deponie – alles offene Fra-
gen, die noch von den entsprechenden Stellen geklärt 
werden mussten, bevor auf das Gesuch um Erteilung 
einer Baubewilligung eingetreten werden konnte.
Regierungsstatthalter Schenk fragte nochmals, ob es 
nicht zweckmässig wäre, das hängige Bau- und Ein-
richtungsbewilligungsgesuch zurückzuziehen, nach-
dem heute veränderte Verhältnisse vorlägen und zu 
gegebener Zeit ohnehin eine Neupublikation erfolgen 
müsse. Diese Frage wurde von der KEWU verneint.
Ursprünglich war die Kehrichtverwertungsanlage hin-
ten im Laufen vorgesehen, mit dem Kauf des Heim-
wesens von Johann Marending wurde der Standort 
auf den heutigen Platz verlegt, was in Bezug auf die 
Zufahrtsstrasse eine bedeutende Vereinfachung mit 
sich brachte und zur Folge hatte, dass die Anlage nun 
vollständig auf Boden der Gemeinde Bolligen zu ste-
hen kam.

Am 15. Juli 1965 wurde das umstrittene Baugesuch 
zurückgezogen. 
Dazu ein Artikel im «Burgdorfer Tagblatt» aus der 
Gemeinde Krauchthal: «Mit Erleichterung hat man in 
Krauchthal vernommen, dass der Gemeindeverband 
KEWU das Gesuch für die Bau- und Einrichtungsbe-
willigung zur Anlage einer 10,7 Millionen Kubikmeter 
fassenden Kehrichtdeponie im Gebiete von Laufen-
Rothenegg zurückgezogen hat. Man hofft, dass in 
Anbetracht der heutigen Möglichkeiten das Gespenst 
der geplanten Scheusslichkeit endgültig gebannt ist.»
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Dass sich Krauchthal aber wiederum energisch gegen 
diese Deponie wehrte, geht aus einer erneuten War-
nung der Gesundheitskommission und des Gemein-
derates von Krauchthal an die Bevölkerung hervor, 
das Wasser des Lutzerenbaches sei vergiftet: «Die 
seit Mai 1964 durch das kantonale Gewässerschutz-
Laboratorium untersuchten Wasserproben zeigten, 
dass die Verschmutzung und Vergiftung dieses Ba-
ches aus der Kehrichtdeponie der Stadt Bern und der 
umliegenden Vorortsgemeinden derart schlimm ist, 
dass Mensch und Tier gefährdet sind. Es ist für die 
unter dieser Kehrichtdeponie liegenden Ortschaften 
betrüblich, dass noch keine Massnahmen zum Schut-
ze des Wassers getroffen worden sind. Das Abwasser 
fl iesst weiterhin ungeklärt in den Bach. Über das am 
29. August 1964 publizierte Baugesuch steht ein Ent-
scheid des Regierungsrates über 14 Einsprachen noch 
aus. Unterdessen werden weiterhin grosse Mengen 
Kehricht in verbotener Weise deponiert.»
Vom Kanton wurde die Gemeinde ersucht, derartige 
Publikationen zu unterlassen.

Inzwischen hatte die KEWU ihre Pläne geändert.

Am 18. August 1965 fand eine weitere Orientierung in 
Krauchthal statt. Es wurde mitgeteilt, dass die KEWU 
im Laufen eine Kehrichtverwertungsanlage zu erstel-
len beabsichtige. Verschiedene offene Fragen  wie 
Strassenbau, Grösse der Kehrichtdeponie, Wasserver-
brauch, Bezahlung einer Liegenschaftsgewinnsteuer 
wurden angesprochen. Ausserdem lud man die Ge-
meinde Krauchthal ein, dem Verband als 13. Gemein-
de beizutreten, mit der Berechtigung, sofort nach 
Einreichung des Aufnahmegesuches einen Vertreter 
mit beratender Stimme an den Vorstandssitzungen 
teilnehmen zu lassen.

An der Sitzung vom 16. März 1966 wurde das Bau-
programm mit Terminplan aufgestellt. Der Baubeginn 
wurde auf Anfang Mai 1967 festgelegt.
Es folgte eine intensive Planungsphase. 

Am 16. Dezember 1966 wurde in den Anzei-
gern der Bau der Kehrichtverwertungsan-
lage publiziert.

Der Gemeinderat sandte darauf einen langen Forde-
rungskatalog an den Vorstand der KEWU. Jetzt ging 
es nicht mehr darum, die Anlage zu verhindern, son-
dern möglichst viele Vorteile und Privilegien heraus-
zuholen!
Auszug aus dem Katalog:
«Strassenbau und Unterhalt zu Lasten KEWU: Das be-
nötigte Land wird von der KEWU gratis zur Verfügung 
gestellt. Die Strassen bleiben Eigentum der Gemein-
de.
Lieferung von Trinkwasser und zu Löschzwecken: We-
gen des geringen Wasserverbrauchs muss über eine 
erhöhte Anschlussgebühr oder einen Extrabeitrag 
verhandelt werden. Die Kosten der Zuleitung zu Las-
ten KEWU.
Abwasser: Die Anschlussgebühren und Benützungs-
beiträge sind nach unserem Reglement zu berechnen, 
betragen aber mindestens die Höhe derjenigen nach 
Reglement Bolligen. Auch das Restaurant Laufenbad 
muss angeschlossen werden.
Wasserbaufragen: Nach vorliegendem Projekt betra-
gen die Baukosten für den Krauchthalbach bis Laufen-
weg Fr. 140000.–. An Subventionen sind ungefähr 2/ 3 

erhältlich. Der Verband KEWU ist im Schwellenbezirk 
nicht beitragspfl ichtig, weshalb dieser nicht bereit 
sein wird, dieses Projekt zur Ausführung zu bringen 
ohne vorherige Kostengutsprache durch den allein-
interessierten KEWU-Verband. Wir erwarten Ihren 
Vorschlag.
Kosten Gemeinde: Für die Behandlung des Baugesu-
ches entstanden unserer Gemeinde wesentliche Un-
kosten. Wieweit ist der KEWU-Verband bereit, diese 
Kosten zurückzuvergüten? Diese Kosten entstanden 
unserer Gemeinde, weil die erste Vorlage ungenü-
gend vorbereitet war.
Vermögensgewinnsteuern: Die Gemeinde beharrt 
nach wie vor auf der Steuerpfl icht der erworbenen 
Grundstücke.
Aufnahme der Gemeinde Krauchthal als Verbands-
gemeinde: Zur Stellungnahme hierzu bitten wir um 
Bekanntgabe Ihrer Bedingungen.»
In einer späteren Forderung wurde ein Rabatt von 
50% auf die Baukostenanteile sowie auf die Betriebs-
kosten und Gebühren für Verwertung des Kehrichts 
verlangt. Bei den Einwohnerzahlen wurden die Sträf-
linge von Thorberg nicht mitgerechnet.
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Darauf reagierte der Verband wie folgt:
«Der Bericht an die Verbandsgemeinden und die Sta-
tuten unseres Verbandes wurde Ihnen schon vor län-
gerer Zeit zugestellt. Diesen ist zu entnehmen, dass 
für die Berechnung die Einwohnerzahl von Krauchthal 
im Jahre 1960 1825 Personen massgebend sind. Es 
ergibt sich demnach für Ihre Gemeinde folgende Be-
rechnung:
a. für die Kehrichtverwertungsanlage 
 1825 Einwohner � Fr. 172,591 = Fr.  314979.–
b. für die Deponie 
 1825 Einwohner � Fr. 46,062 Fr.    84063.–
Zusammen Fr.  399042.–

Zur vorläufi gen Deckung der Betriebskosten leisten 
die Verbandsgemeinden für die Jahre 1962–1967 ins-
gesamt Vorschüsse von Fr. 22,695 pro Einwohner. Für 
Ihre Gemeinde würde die Nachzahlung ausmachen: 
1825 Einw. � Fr. 22,695 Fr. 41418.–.
Anlässlich der Besprechung vom 18. August 1965 
wurde Ihnen mitgeteilt, dass wir uns als nicht pfl ich-
tig erachten, Vermögensgewinnsteuern zu bezahlen. 
An dieser Auffassung hat sich seither nichts geändert.
Der Gemeindeverband zahlt als Verursacher an 
Krauchthal Fr. 10000.– an die Kosten für die verschie-
denen Gesuche.
Die Gemeinde Krauchthal würde sich vorläufi g nur für 
einen beschränkten Beitritt, z. B. nur für Hub interes-
sieren. Auch möchte sie fi nanziell eine Sonderstellung 
eingeräumt erhalten.
Zu letzter Frage kann der Vorstand nur erklären, dass 
gemäss Statuten keine Vorzugsbehandlung einzel-
ner Gemeinden möglich ist. Wenn man Krauchthal 
fi nanziell irgendwie entgegenkommen wolle, könnte 
dies nur mit unseren Beiträgen an den Strassenbau 
geschehen. 
Für den Bezirk Hub wird vorgeschlagen, dass dieser 
während zehn Jahren unentgeltlich den Kehricht in 
die Kehrichtverwertungsanlage abliefern kann, wenn 
die Gemeinde Krauchthal weder als Verbands- noch 
als Vertragsgemeinde mitmacht.»
Zur Bau- und Einrichtungspublikation vom 16. Dezem-
ber 1966 sind an Einsprachen eingegangen:
Gegen die Kehrichtverwertungsanlage: 
33 Einsprachen
Gegen die Deponie: 22 Einsprachen

Am 17. November 1967 fanden in Bolligen die ersten 
Einigungsverhandlungen statt, mit dem Resultat, 
dass von den 33 Einsprachen 6 in Rechtsverwahrun-
gen umgewandelt wurden.
Es gingen 4 Einsprachen in der Angelegenheit Auf-
forstung auf dem Gebiete der Deponie ein, und zwar 
vom Landfrauenverein, von der Einwohnergemeinde 
Oberburg, dem Naturschutzverband, der Einwohner-
gemeinde Krauchthal. Es konnten sämtliche Einspra-
chen widerlegt werden.
Bei der zweiten Einigungsverhandlung waren nur 
Vertreter des Gemeinderates von Krauchthal sowie 
Fürsprecher Haller anwesend. Es wurde versucht, die 
Krauchthaler zu veranlassen, die Einsprachen zurück-
zuziehen und diese in Rechtsverwahrungen umzu-
wandeln.
Unter der Voraussetzung, dass die Einsprachen der 
Gemeinde Krauchthal und von deren Kommissionen 
zurückgezogen oder in Rechtsverwahrungen umge-
wandelt würden, erklärte sich der Gemeindeverband 
KEWU bereit, der Gemeinde Krauchthal wie folgt ent-
gegenzukommen:
Für die Dauer von zehn Jahren wird der Bezirk Hub er-
mächtigt, den Kehricht in der Kehrichtverwertungsan-
lage der KEWU ohne Bezahlung einer Entschädigung 
verarbeiten zu lassen.
Ohne Anerkennung einer Rechtspfl icht wird für die 
übrige Gemeinde auf dem zu bezahlenden Preis für 
verarbeiteten Kehricht ein Rabatt von 25%, jedoch 
von mindestens Fr. 1500.– pro Jahr als Inkonvenienz-
entschädigung zugestanden.
«Mit Schreiben vom 6. Juli 1968 (acht Seiten) gab uns 
der Gemeinderat von Krauchthal ein weiteres Begeh-
ren bekannt, dass er sich nämlich bereitfi nden könn-
te, die Einsprachen gegen unsere Baugesuche zurück-
zuziehen, wenn ihm für die Mitte Juli stattfi ndende 
ordentliche Gemeindeversammlung unsererseits eine 
Erklärung zugehe, wonach wir uns bereitfi nden, allen 
kundgegebenen Begehren zu entsprechen.»
Im Antwortschreiben der KEWU wird mitgeteilt: 
«Wir stellen fest, dass Sie mit dem uns zugegangenen 
Schreiben von uns die Erfüllung verschiedener Forde-
rungen verlangen, ein «Wunschzettel», mit dem wir 
uns nie einverstanden erklären können. Dabei handelt 
es sich um vollständig neue Momente, über die wir 
nicht Gelegenheit hatten, uns anlässlich der bisheri-
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gen Verhandlungen mit Ihnen auseinanderzusetzen. 
Die Organe unseres Verbandes müssen sich mit Ihren 
neuen, uns unverständlichen Begehren befassen. Das 
ist innerhalb der von Ihnen festgesetzten Frist nicht 
möglich. Wir behalten uns unsere Stellungnahme vor 
und fühlen uns an die von Ihrer Gemeindeversamm-
lung gefassten Beschlüsse nicht gebunden.»
Der genannte «Wunschzettel» umfasste Strassenbau-
projekte, Bachkorrektion, Trink- und Abwasserversor-
gung, bauliche Massnahmen bei der Deponie und bei 
der Verbrennungsanlage, keine weiteren Verbandsge-
meinden, vorteilhafte Mitgliedschaft von Krauchthal.

An besagter Gemeindeversammlung vom 26. Juli 
1968  wurden unter anderen folgende Geschäfte be-
handelt:
11. Genehmigung eines Vertragsentwurfes für die Re-

gelung verschiedener hängiger Probleme mit dem 
Gemeindeverband KEWU.

12. Bewilligung der Deponie Laufen-Rothenegg für 
die Ablagerung der Rückstände aus der Kehricht-
verwertungsanlage KEWU.

13. Beschlussfassung betr. Ausbau des Laufenwe-
ges und des Laufenbadweges mit Anpassung an 
Staatsstrasse und Erstellung eines Trottoirs.

14. Beschlussfassung betr. Erweiterung Wasserver-
sorgung Hub, Erstellung einer Hydrantenleitung 
bis Neubauten KEWU.

Die Zustimmung zu den vorgeschlagenen  Lösungen 
erfolgte unter dem Vorbehalt, dass die zuständigen 
Organe der KEWU dieser Regelung vorbehaltlos zu-
stimmten.

Aus dem Tätigkeitsbericht des Präsidenten der KEWU.
«Viel Zeit, Geduld und gute Nerven beanspruchten 
die Verhandlungen mit der Behörde von Krauchthal. 
Bemerkenswert waren auch unsere Bemühungen um 
die Beschleunigung des recht umständlichen Verfah-
rens um den Erhalt der Baubewilligung. Am 5. De-
zember 1968 konnten wir uns mit Krauchthal einigen 
und eine verantwortbare Lösung fi nden, die in ihren 
wesentlichen Zügen noch der Genehmigung der Ab-
geordneten bedarf. Damit könnte ein grosses Kapitel 
in der Geschichte der KEWU, das die Presse oft be-
schäftigte, abgeschlossen werden.»

An der Gemeindeversammlung vom 21. Dezember 
1968 wurden unter anderen folgende Geschäfte be-
handelt:
Genehmigung der verschiedenen Verträge und Ver-
einbarungen mit dem Gemeindeverband KEWU, Be-
willigung der nötigen Kredite.
a) Ausbau Laufenweg, Laufenbadweg sowie Erstel-

lung eines Trottoirs.
b) Erweiterung der Wasserversorgung Hub.
c) Regelung betr. Kanalisationsanschluss KEWU.
d) Bewilligung der Deponie Laufen-Rothenegg.
e) Vertrag betr. Ablieferung und Verarbeitung von 

Hauskehricht und Abfallgütern der Gemeinde 
Krauchthal.

Der Gemeinderat legte die an der Gemeindever-
sammlung vom 26. Juli 1968 bereits behandelten Re-
gelungen betr. KEWU in bereinigter Form nochmals 
vor. Diesen Vorschlägen hatte der Gemeindeverband 
KEWU bereits zugestimmt.
Die Gemeindeversammlung akzeptierte diese Vorla-
gen «zähneknirschend» mit 85 zu 0 Stimmen.
 
Was diese Abmachungen mit der Gemeinde 
Krauchthal betraf, war einem Zeitungsartikel eines 
Bürgers der Gemeinde Folgendes zu entnehmen: 
«Unter ein leidvolles Kapitel zog die Gemeinde nach 
sechsjährigem Bemühen den Schlussstrich, indem 
der Regelung mit dem Gemeindeverband KEWU mit 
schwerem Herzen beigepfl ichtet wurde. Die KEWU 
hat sich allerdings zu einigen Verpfl ichtungen bereit 
erklärt. Die Zufahrtsstrassen von der Staatsstrasse bis 
zum Laufenbad und auf die Rothenegg gehen zu Las-
ten des Baugesuchstellers; sie werden der Gemeinde 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt und gehen in 
deren Eigentum über, werden aber von der KEWU 
unterhalten. Auch über die Bachkorrektion konnte 
eine Regelung getroffen werden. Die Gemeinde und 
der Schwellenbezirk sind von einer Beitragspfl icht be-
freit. Die Deponie darf erst nach Inbetriebnahme der 
Verwertungsanlage eröffnet werden. Den Kehricht 
der Gemeinde Krauchthal wird die KEWU zu günsti-
gen Bedingungen verarbeiten. Der Gemeindeverband 
zahlt als Verursacher an Krauchthal Fr. 10 000.– an 
die Kosten der verschiedenen Gesuche zurück. Für 
alle aus dem Betrieb erwachsenden nachteiligen 
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Auswirkungen wird der Gesuchsteller verantwortlich 
gemacht.»
Der Gemeinderat wählte in der Folge einen Vertreter 
in den Vorstand der KEWU und in die Abgeordneten-
versammlung (ohne Stimmrecht).
Für die Baukommission wurden vier Gemeindevertre-
ter bestimmt.

Bauphase
Nun konnten die Bauarbeiten beginnen. Für die Depo-
nie mussten nebst dem Strassenbau eine Sperrmauer, 
verschiedene Sandfänge, eingedolte Wasserläufe und 
andere Bauwerke erstellt werden, damit die Vermi-
schung von Deponiewasser mit Oberfl ächen- und 
Grundwasser verhindert werden konnte.
Das Gebäude der Verwertungsanlage musste auf 
Grund der schlechten Bodenverhältnisse und des ho-
hen Gewichts der Bauten und Installationen auf Pfäh-
len fundiert werden. Die Rohbauarbeiten schritten zü-
gig voran. Vom «Spatenstich» an waren fünf Monate 
notwendig, um die Pfahlfundation auszuführen und 
die Baugrube für den eigentlichen Bau vorzubereiten. 
Ende September 1970 konnten die Betonarbeiten auf-
genommen werden und bereits Anfang September 
1971 war der Rohbau trotz zweimonatiger Winterru-
he unter Dach. Gleichzeitig mit dem Baufortschritt lie-
fen auch die Montagen für die beiden Verarbeitungs-
linien an. Sie konnten auf Jahresende abgeschlossen 
werden. 
Für die Fertigstellung der Öldekantieranlage waren 
dagegen noch die ersten drei Monate des Jahres 1972 
nötig.

Aus dem Bericht der Abgeordnetenversammlung vom 
24. November 1971:
«Bald wird die KEWU ihr Kehrichtwerk dem Betrieb 
übergeben können. Ein Werk geht dem Ende entge-
gen, dem während seiner Entstehung an Schwierig-
keiten kaum etwas erspart blieb. Das alles in einer 
Zeit, da der Umweltschutz gross geschrieben wird. 
Es lässt sich heute erkennen, dass voraussichtlich be-
reits im Dezember versuchsweise Kehricht verbrannt 
werden kann. Nächstes Frühjahr soll der Betrieb in 
beschränktem Umfange, im Juli dann mit Volllast auf-
genommen werden.»

Der erste Betriebsleiter, Werner Furter, trat seine 
Stelle am 2. August 1971 an.

Am 22. April 1972 setzte der Probebetrieb ein.
Zum Heranfahren des ersten Kehrichtwagens wur-
den die Gemeinderatspräsidenten, Sachbearbeiter 
Kehrichtwesen, Bauinspektoren und Transportunter-
nehmer eingeladen. Man besichtigte gemeinsam die 
Anlage und liess sich die verschiedenen Vorgänge 
erklären.
Am 28. Oktober 1972 fand die Einweihung der Anla-
ge statt. Herr Küenzi aus Ostermundigen verlas einen 
«Weihespruch». Den feierlichen Akt umrahmten die 
Musikgesellschaft Habstetten und der Jodlerklub Het-
tiswil.

Kostenexplosion
Bericht des Präsidenten:
«Wir alle wissen, unter welchen Voraussetzungen die 
Kostenberechnungen im Bericht an die Gemeinden 
von 1966 und jene vom Juli 1970 entstanden sind. 
Hochgemut habe ich im Jahre 1967 den Abgeord-
neten erklärt, wir stünden kurz vor Baubeginn und 
könnten 1969 den Betrieb aufnehmen! Doch dann 
gingen durch Einsprachen und Expertisen Monate und 
Jahre verloren und wir rutschten unversehens hinein 
in eine Zeit der Teuerung, deren beängstigendes Aus-
mass im Mittel mindestens 45%, teilweise bis 52% 
annahm. Niemand hatte das voraussehen können. 
Und diese bittere Zeitspanne ist noch keineswegs 
abgeschlossen. Wir hätten spätestens im Frühjahr 
1967 die Bauarbeiten aufnehmen können, wenn die 
Baupublikationen nicht eine Menge von Einsprachen 
und damit eine Lawine von Schwierigkeiten ausgelöst 
hätten. Doch sind diese Schwierigkeiten nicht nur von 
Krauchthal verursacht worden, es begannen auch 
der Kanton und der Bund sich einzuschalten. All das 
ging ineinander über, und leicht hätte es geschehen 
können, dass die Einspracheverhandlungen mit der 
Gemeinde Krauchthal bis ans Bundesgericht weiter-
gezogen worden wären. 
Die lange Verzögerungszeit hatte aber nicht nur 
Nachteile, sondern auch Vorteile. Während dieser Zeit 
stand die Technik der Kehrichtbeseitigung nicht still, 
somit war die Anlage bei Inbetriebnahme auf dem 
neusten Stand der Kehrichtverwertung.»
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Erstellungskosten Kehrichtverwertungsanlage.
Projektierung und Bauleitung Fr.    1624000.–
Landerwerb und Erwerb 
dringlicher Rechte im 1. Ausbau Fr.    1590000.–
Zufahrtswege Fr.      987000.–
Bau- und Erstellungskosten Fr. 12428000.–
Total Fr.  16629000.–
Bundesbeitrag Fr.    4656120.–
Dieser Beitrag wurde unter der Bedingung gewährt, 
dass der Kanton einen Beitrag von mindestens Fr. 
3724896.– leistet.

Schäden an Installationen
«Das in das Werk fl iessende Grobgut und der Altei-
senstrom lassen darauf schliessen, dass in den Ver-
bandsgemeinden eine gewaltige Entrümpelung statt-
fand. 
Der Betriebsleiter meldet, dass immer wieder Sachen 
angeliefert werden, die nicht in den Kehricht gehören, 
wie Eisenplatten, Kühlschränke, Toilettenschränke, 
Klosetts, Kardanwellen, Stacheldraht, Pfl ugteile, Be-
tonsockel. All diese Gegenstände verursachen immer 
wieder Schäden an der Anlage.»

Bei bestimmten Wetterlagen kamen von Anwohnern 
auch Klagen wegen Geruchsimmissionen, Russ- und 
Aschenablagen.
Nebst diesen Problemen funktionierte die Anlage zur 
vollen Zufriedenheit der Betreiber.
Mengenstatistik und Auslastung 1978:
Es wurden 22000 Tonnen Kehricht verarbeitet. Die 
effektive Verarbeitungskapazität beträgt pro Jahr 
ca. 30000 Tonnen.
Ofenlinie-Auslastung 93%
Kompostierlinie-Auslastung 89%
Gemeinde Krauchthal: Hauskehricht 222830 kg, 
Sperrgut 104300 kg, Deponiegut 24000 kg

Aus dem Protokoll 1982, Gratisverarbeitung des Keh-
richts von Hub:
«Präsident Wymann weist darauf hin, dass in dem im 
Jahre 1972 mit der Einwohnergemeinde Krauchthal 
abgeschlossenen Vertrag der Bevölkerung von Hub 
die Gratisverarbeitung des Hauskehrichts während 
zehn Jahren zugesichert worden ist. Nun möchten 
die Anwohner, welche als Nachteil die Geruchsimmis-
sionen in Kauf zu nehmen haben, eine Verlängerung 

Das KEWU-Gelände (Vordergrund) 2005. Foto Atelier Schöni
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dieses Rechtes. Der Vorsitzende empfi ehlt die Beibe-
haltung dieser Vereinbarung. Das gute Verhältnis mit 
der Gemeinde Krauchthal und den Bewohnern von 
Hub sollte uns dieses Entgegenkommen wert sein.»

Aus dem Geschäftsbericht 1984:
«Obschon die Verbrennungsanlage der KEWU dem 
technologischen Stand der späteren Sechziger, frühen 
Siebzigerjahre entspricht und verglichen mit vielen 
anderen Werken noch keineswegs als veraltet be-
zeichnet werden kann, vermag sie doch im Bereich 
der Rauchgasreinigung nicht mehr zu genügen. Der 
Vorstand beschloss deshalb, dieser Situation in zwei-
facher Hinsicht zu begegnen, und zwar einerseits im 
Sinne einer Sofortmassnahme durch Kalkeindüsung 
in die Nachverbrennung eine zusätzliche Rauchgas-
reinigung (Bindung der Schadstoffe) zu erzielen und 
andererseits in den Jahren 1985/86 die verschiede-
nen Möglichkeiten einer umfassenden Sanierung  der 
ganzen Rauchgasreinigungsanlage evtl. mit zusätzli-
cher Energierückgewinnung abschliessend zu unter-
suchen.
Bereits bei ersten Versuchen mit der Kalkeindüsung 
erbrachten die Messergebnisse eine Reduktion von 
über 50% des früheren Schadstoffgehaltes im Rauch-
gas.»

«Waldsterben»
Eine neue und viel Aufsehen erregende Situation er-
gab sich im Monat Juni 1985 mit dem Feststellen von 
Laubschäden am südlich des Werks gelegenen Bu-
chenwald. Die Anrufung der Forstorgane führte auch 
gleich zu dramatisierten Darstellungen in Presse und 
Öffentlichkeit. Dabei war es keineswegs erwiesen, 
dass nach dreizehnjähriger schadenloser Betriebs-
dauer die Rauchgase die festgestellten Laubschäden 
verursacht hatten.
Es wurde beschlossen, die Verbrennungslinie vorläu-
fi g stillzulegen.
Die Vorstandsmitglieder besichtigten die Waldschä-
den. Das Schadenbild unterschied sich recht deutlich 
vom üblichen Bild geschädigter Buchen. Die Buchen-
kronen hatten nur noch ungefähr zu 30% ausgeschla-
gen; ein grosser Teil der Endtriebe war am Austrock-
nen. Die vereinzelt im Bestand vorkommenden Ahor-
ne und Eichen wiesen keine sichtbaren Schäden auf. 

Nach der neuen Luftreinhalteverordnung 
hätte eine Rauchgasreinigung eingebaut  
werden sollen, was aber fi nanziell nicht trag-
bar war.
Daher wurde am 19. 9. 1985 beschlossen, 
die Verbrennungslinie endgültig stillzule-
gen. Der Kehricht der KEWU-Region sollte 
in den Grossanlagen KVA (Bern) und KEBAG 
(Zuchwil) verbrannt werden.
Betriebsinterne Schwierigkeiten führten u.a. zu 
schweren Schäden an der Anlage, was deren Stillle-
gung förderte. Sie erfolgte defi nitiv am 31. März 1987.

Frühjahr 1986
Gemäss Aussagen des Forstmeisters fand kein Wald-
sterben statt. Die geschädigten Buchen hatten sich 
erstaunlich gut erholt und praktisch voll ausgetrie-
ben. Mögliche Ursachen der letztjährigen Waldschä-
den: natürliche Klimaschwankungen, die äusserst 
starke Trockenheit im Sommer 1984 sowie die Kalk-
eindüsungsversuche.

Die Deponie der KEWU sollte in der Folge saniert und 
als Reaktordeponie (Schlacke) verwendet werden. Es 
wurden 150000 m3 Deponiegut umgeschichtet, um 
eine klare Trennung zwischen Bioreaktor- und Schla-
ckenkompartiment zu erreichen.

Auf den 1. August 1989 trat der neue Betriebsleiter 
Hans Buess seine Stelle an. Er ist noch heute in der 
gleichen Stelle tätig. 

Die Aktiengesellschaft
Am 17. Januar 1991 wurde der KEWU-Verband in eine 
Aktiengesellschaft «KEWU AG» umgewandelt
An der ausserordentlichen Generalversammlung vom 
18. März 1992 wurde unsere Gemeinde einstimmig 
als Aktionärsgemeinde aufgenommen. Sie übernahm 
73 Aktien der einfachen Gesellschaft zum Preise von 
je Fr. 1000.–. Zugleich wurde ein Gemeindevertreter 
in den Verwaltungsrat gewählt.

Der heutige Betrieb
a) Kompostierung
An der Generalversammlung vom 24. Juni 1992 wur-
de der Bau einer neuen Kompostieranlage IPS (Ka-
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nalrotte) mit einem Rahmenkredit von 22 Millionen 
beschlossen. 
Das Grüngut und die Rüstabfälle werden in einer 
Mühle zerkleinert und von nicht kompostierbarem 
Material getrennt. Anschliessend kommt das Material 
in die Verrottungsanlage. In elf Kanälen zu je 66 m 
Länge wird das Verrottungsgut einmal täglich umge-
schichtet. Dieser Vorgang aktiviert die Bakterientätig-
keit, was bewirkt, dass in 30 Tagen fertiger Kompost 
entsteht. Am 24. Oktober 1995 konnte die neue Anla-
ge eingeweiht werden. Im ersten Betriebsjahr wurden 
9873 Tonnen kompostierbares Material verarbeitet, 
was einer Auslastung von 82,3% entspricht. Heute 
werden 13000 Tonnen verarbeitet. Eine Tonne ange-
liefertes Material kostet heute Fr. 130.–. Durch diese 
neue Anlage konnte die Geruchsbelästigung auf ein 
Minimum reduziert werden.

b) Deponie
Heute dient die Deponie auf Grund der Abfallleitbil-
der der Kantone Bern und Solothurn in erster Linie zur 
Entsorgung der Schlacke aus der Verbrennungsanlage 

der KEBAG in Zuchwil. Dort wird ebenfalls ein Gross-
teil des Hauskehrichts des Kantons Bern verbrannt. 
Per Bahn und Strasse werden täglich ungefähr 200 
Tonnen Schlacke angeliefert. In einer Entschrottungs-
anlage wird alles magnetische und nichtmagnetische 
Material (Eisen und Aluminium) herausgenommen 
und anschliessend wird die Schlacke eingebaut. 
Im Gebiet Birchihübeli ist dieser Einbau bereits abge-
schlossen und das Gelände wieder bepfl anzt.
Um Leerfahrten zu vermeiden, wird der Hauskehricht 
der KEWU-Gemeinden und die Schlacke der KEBAG 
in den gleichen Containern transportiert. Zu diesem 
Zweck hat die KEWU eine Umladestation auf dem De-
poniegelände erstellt und die KEBAG eine in Lyssach. 

c) Pläne
Die KEWU AG plant als Vorstufe der Kompostierung 
den Bau einer Vergärungsanlage für Grünabfälle. Un-
terschied zur Kompostierung: Bei Vergärung entsteht 
Methangas. Dieses kann z. B. für ein Blockheizkraft-
werk verwendet werden. Weil die Gemeinde ihre 
Fernwärmeversorgung im Dorfzentrum ohnehin sa-

Kompostierbares Grüngut wird angeliefert und bis zur Verarbeitung gebunkert. Foto Atelier Schöni
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nieren muss, diskutiert man im Moment, ob es mög-
lich ist, das produzierte Rohgas ins Dorfzentrum zu 
liefern und das Blockheizkraftwerk dort zu betreiben. 
Diese Anlage würde aus der Abwärme des Gasmotors 
Wärme für das Fernwärmenetz produzieren und aus 
dem Generator Strom ins Netz einspeisen. Parallel 
dazu verhandelt die KEWU mit dem Quartier Brünnli-
acher um die Erweiterung des bestehenden Fernwär-
menetzes, das bisher Industrie und Gewerbe in der 
nächsten Umgebung heizt. Bisherige Wärmequelle 
ist die bestehende Holzheizung, in welcher im Winter 
das Holz verbrannt wird, das nach dem Aussieben des 
Fertigkompostes übrigbleibt.
Damit diese Pläne umgesetzt werden können, braucht 
es aber eine jährliche Grüngutmenge von 20000 Ton-
nen, welche bisher noch nicht erreicht ist.

d) Personal 
Die KEWU AG beschäftigt heute zehn Personen, fünf 
davon aus der Gemeinde Krauchthal. Es werden vor 
allem Leute aus ursprünglich mechanischen Berufen 
angestellt, die dann in Deponie- und Kompostierkur-
sen eine Spezialausbildung erhalten.

e) Umsatz, Abgeltung Gemeinde Krauchthal
Im Jahr 2009 wurden 13000 Tonnen Grüngut verarbei-
tet, und es wurden 53000 Tonnen Schlacke eingebaut.
Der Gesamtumsatz der KEWU AG betrug im Jahr 
2009  rund 10 Millionen Franken.
Pro Tonne deponierter Schlacke und verarbeiteten 
Grünguts erhalten die Gemeinden Krauchthal und 
Bolligen je Fr. 1.–.
Von den pauschal 100000 m3  verbrauchten Wassers 
(Fr. 1.20 pro m3) wird die Gemeinde Krauchthal mit 
65% und die Gemeinde Hindelbank mit 35% entschä-
digt. 

Zum Schluss
Das Verhältnis zwischen KEWU und Gemeinde 
Krauchthal hat sich zum Glück entspannt. Auch wenn 
Diskussionen ausgetragen werden(Grenzbereinigung)  
und man sich nicht immer auf Anhieb einig ist (Zo-
nenplan), so bleibt der Ton doch gemässigt und die 
Presse ist nicht mehr allgegenwärtig.
Zwar verändert sich die Landschaft im Laufengraben 
massiv, doch das ist wohl der Preis, den unsere Ge-
sellschaft für ihren Lebensstandard bezahlen muss.

Lagerung des fertigen Komposts. Foto Atelier Schöni
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Die Schlackendeponie 2007. Foto Atelier Schöni
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